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' 	TVom 1. August 1947 

zur Xnderung  des Gemeindewahlges,tz 
vom  15. Dézémber 1045 

(GVB1. S. 7) 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hier-
. mit -verkündet wird: 

§ 1  
Der §12 des Gemeindewahlgesetzes erhält folgende Fassung: 

Wird ein besoldeter Bürgermeister oder Beigeordneter', der 
yon der Besatzungs_rnacbt im Amte belassen oder neu ein-
gesetzt ist und sich auf die g'emäß § ,41 AbsS3 -der Hessischen 
Gemeindeordnung ausgeschriebene Stelle schriftlich beworben 
hat,  nicht wiedergewählt, s'o erhält er bis  zum 31. Warz 1948 
po v. H. seiner bisherigen Besoldungsbezüge" als Sabergangs-
geld. 
. Die verfassungsmäßigen Rechte .der ľ andesregierung sind 
gewahrt. 

Wiesbaden, den 1. August 1947. 

- Hessisches Staatsministerium _ 

Der Ministerpräsident:  S 	 Der Minister des Innerrh 

	

Stock 	 Zinnkann 
' 

Gesetz 
fiber die Anerkennung freier Ehen 
rdssisch und politisch Verfolgter 

vom 3. Januar 19 
- 

•Länderrai,  nach Anhörung des Parlamentarischen Rates be-

bindung mit der Proklamation Nr.2 der amerikanischen Mili-
tärregieriing Nim 19. September 1945 wird das fiiigende vom 

der amerikanischen Militärregierung vom 1. März  1947 In  Ver7 

Au  Orurid der Artikel II und III der Proklamation Nr. 4 

schlossene Gesetz erlassen und verkündet: 
• 

1. 	 • 	
. 

(1) Haben Verlobte, denen aus rassischen Granden die  stan-
desamtliche EheschlieBung versagt wurde, dem ungeachtet 
den Entschluß, eine dauernde Verbindung einzugehen, 
durch Erwirken einer kirchlichen 'Trauung, durch  Er-
knitting vor deń  Angehörigen oder auf andere Weise-ernst-
lich bekundet, so kann der Justizminister, wenn der Tod 
des einen Teils die Nachholung der standesamtlichen-the-
schließung vtrhindert hat, der Verbindung die •Rechts-
wirkungen einer gesetzlichen the zuerkennen. Hierbei ist 
der Tag festiusetzen, welcher zils Tag der EheschlieSting 
zu gelten , hat. 

(2) Ist  di  standesamtliche -EheschlieBung nachgeholt wor- 
den, so kann der Justizminister, wenn dies zur Wieder... 

, 	 . 

— 	. 

gutmaebung eines Schadens erforderlich ist, auf Antrag ' 
bestimmen, daß die Wirkungen der Eheschließung schop 
von einem  früheren Zeitpunkt an als eingetreten gelten. 	I 
Ein ' ,bloßer Vermögensschaden kommt nur in Betracht, • - 
wenn er nach den Verhältnissen der Beteiligten er- 

' 	heblich ist. 
(3) Eine Anordnung nach Abs. 1 und 2 hat keine Rechtswir-

hung für das eheliche Güterrecht. 	• 

§2 	. 

Die Bestimmungen-  des § 1 gelten sidngemäß für die auiler-
.gesetzliche Verbindung eines politisch Verfolgtén, sofern dieser 
wegen • Or Verfdlgung unter ,falschem  Namen, ,,verborgen 
oder in'sonstiger Weise außerhalb der- bürgerlichen Ordnung 
lebte und hierdurch an der' standesamtlichen Eheschließung 
gehindert war. 

§ 
Der Antrag auf Anerkennung nach § 1 und 2 kann nur' 

binnen eines Jahres vom Inkrafttreten des Gesetzes ab,  von  
Kriegsgefangenen binnen eines Jahres nach ihrer Rückkehr 
aus der Gefingenschaft, gestellt werden. 

- 	, 
- 
	

§4 	 • 

(1). "hie Einzelheiten des Verfahrens bestimmt def Justiz-
minister. Im Benehmen mit dem Innenminister bestimmt 
er den Wortlaut der notwendigen Eintragungen im Per-
sonenstandsregister: ' • 

2) Gebühren dürfen für das Verfahren nicht erhóben 
werden. 

§ 
Das Gesetz tritt am'  1. Januar 1943 in Kraft. 

Wiesbaden, den 3. Januar 1948. 

- Der ftessische Ministerpräsident-r 

Stock 

Gesetz 
fiber die Abgeltungslasten Und Abgeltungsdarlehen 

vom 3. Januar 1948 . _ 
Auf Grund der Artikel II und III der Proklamation. Nr. 4 

der amerikanischen Militärregieruhg vom 1. März 1947 in Ver-
bindung mit der Proklamátion Nr. 2 der amerikanischen Mili-
tärregierung vorn 19. September 1945 wird .das folgende vinn 
Länderrat nach Anhörung des  Parlamentarischenf Rates be-
schlossene Gesetz erlassin und verkündet: 

§1  
Rang der Abgeltungslasten bef.  der"  Zwangsvollstreckung 

In dag unbewegliche Vermögen 
Wiederkehrende -Leistungen,  die zur allmählichen Tilgung 

eines auf Grund des § 4 der VO über die Aufhebung der 
• 

Gesetz- uncl Verordnungsblett für das Land Hessen 

Vie .rzehnter Tag nach Ablaut des Ausgabetages: 4.1kehruar 1918 - 
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Gebäudeentschuldungssteuer vorn 31. Juli 1942 (RGB1.- I, S. 501) 
in Verbindung mit der VO zur Durchführung der VO über 
die Aufhebung der Gebäudeentschuldungssteuer vom 31. Tuli 
1942 (RGBI. I, S.508) gewährten Abgeltungsdarleheris als Zu-
schlag zu den Zinsen zu entrichten sind und zu deren Siche-
rung eine Abgeltungshypothek nicht bestellt ist,_genießen in 
der Zwangsversteigerung das Vorrecht .der Rangklasse 3 des 
§ 10, Abs. 1 des Zwangsversteigerungsgesetzes  auch insoweit, 
als die Beträge mehr als zwei Jahre rückständig. sind. 

§2 

Anderung der Bedingungen  •  für das Abgeltungsdarlehen 

Ist eine Abgeltungshypothek bestellt worden oder wird eine 
solche bestellt, so können 'die Beteiligten die Bedingungen 
für das Abgeltungsdarlehen (§ 6 der in § 1 dieses Gesetzes 
genannten Durchführungsverordnung) zugunsten des Schuld-
ners ändern. Für die Eintragung im Grundbuch sind inso-
Weit die tesonderen grundbuchrechtlichen Vorschriften des 
§ 9 der Durchführungsverordnung nicht anzuwenden. 

§3 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1948...in Kraft. 

Wiesbaden, den 3.  Januar 1948. 

Der Hessische Ministerpräsident 

Stock 

Verordnung 
- fiber Änderung der Beitrags- und Gebiihrenordnung 

der Reichsstelle für Holz 
vom  11. Dezember 1947 

Auf Grund der §§ 4 und 6 des Gesetzes Liber die Markt-
ordnung auf dem Gebiete der Forst- und Holzwirtschaft vorn 
16. Oktober 1935 (RGB1. I, S.1239) und des § 9 der Verord-
nung über den Warenverkehr in'cler Fassung vdm -  11.De-
zember 1942 (RGB1. I, S. 686) in. Verbindung mit den §§ 1 und 
7 der Verordnung über die Errichtung einer Reichsstelle für 
Holz vorn 5. September 1939 (110B1. I, S.1677) und den §§ 1 
und 5 der Verordnung über den Zusammenschluß der Forst-
und Holzwirtschaft in der Reichsstelle für Holz und zur 
Durchführung der Verordnung über die Errichtung einer.  
Reichsstelle für Holz vom 25. September 1939 (RGB1. I, S. 1947) 

Verbindung mit § 1 der Verordnung über den Aufbau der 
Forstverwaltung vom 19. Januar 1946 (GVB1. S. 55) wird ver-
ordnet: 

Artikel 1 .  
§ 2 Abs. (2) der Beitrags- und Gebührenordnung der Reichs-

stelle für Holz vorn 19. September 1941 (Deutscher Reichsan-
zeiger Nr. 216 vom 16. September 1941) erhält folgende  Fassung: 

Die Gebühr beträgt 0,10 RM je fm,  rin  odor cbm markt-
ordnungsmäßig bewirtschafteten Rohholzes, Schnittholzes 
"oder sonstiger Holzhalbwaren, die vom Minister für Land-
wirtschaft, Ernährung und Forsten oder einer von ihm be-- 

- stimmten Stelle jeweils zum Einkauf freigegeben werden. 
Ausgenommen sind die einkaufsscheinfrei zu beziehenden 
Kleinmengen einzelner Hólzarten. 

Artikel 2 

Die Verordnung tritt am 1. April 1947 in Kraft. 

Wiesbaden, am n. Dezember 1947. 

Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: 

Stock 

Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten: 
Lorberg 

Berichtigungen 

Betr.: Erste Durchführungsverordnung vom 18. Oktober 1947 
zum Gesetz  über die Errichtung gewerblicher Unter-

- 	nehmen vom 24. 6. 1947 (GVB1. 1947 Seite 99). 
In § .6 (4), letzte Zeile, mull es anstatt „20/46" richtig 

heißen „2046". 
In § 8 (6), Zeile 7, muß es anstatt „RVBI." richtig heif3en: 

„GVB1.". 

In § 11 ist unter § 11 als Vberschrift das Wort „Entschei-
dungen" einzufügen. 

In § 16 muß es in der Überschrift anstatt „Erteilte Erlaub-
nis" richtig heißen: „Erteilte Erlaubnisse". 

Betr.: Erster Ausführungserial3 vom 18. Oktober 1947 zum 
Gesetz über die Errichtung gewerblicher Unternehmen 
vom 24. Juni 1947 (GVBI. S. 38) und zur Ersten Durch-
führungsverordnung  dazu vom 13. Oktober 1947 (GVBI. 
1947 Seite 102). 

In Abschnitt B Ziffer 7 (3), letzte Zeile,  mull  es anstatt-
„angibt" richtig heifien: „abgibt". 

In Abschriitt C Ziffer 9 (1), sind in Zeile 5 hinter dem 
Wort „Personen" die Worte „und der Schwerkriegsversehr-
ten" eirizufilgerr.' 
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